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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

AKW Atomkraftwerk

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

PTT Post-, Telefon- und Telegrafenbetriebe

KSZE Konferenz Uber Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
PUK Parlamentarische Untersuchungskommision

PKK Kurdische Arbeiterpartei

GBH Gewerkschaft Bau und Holz

GATT General Agreement on Tariffs and Trade

TGV Hochgeschwindigkeitszug

AVS Assurance-vieillesse et survivants

Centrale Centrale atomique

pigmique  Radio Teélévision Suisse

PTT Postes, téléphones, télégraphes

CSCE Conférence sur la sécurité et la coopération en Europe
CEP Commission d'enquéte parlementaire

PKK Parti des travailleurs du Kurdistan

SBB Syndicat du batiment et du bois

GATT General Agreement on Tariffs and Trade

TGV Train a grande vitesse
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

Das 100-jahrige Jubildaum des Landesstreiks 1918 im Herbst 2018 |6ste - Uberwiegend
in der Deutschschweiz - mehrere Debatten und damit verbunden tber das ganze Jahr
verteilt ein grosses mediales Echo aus. Das SRF etwa widmete dem Jubildaum die eigens
daflur produzierte Doku-Fiktion «Generalstreik 1918 - Die Schweiz am Rande eines
Burgerkrieges». Im November analysierte die NZZ die Geschehnisse anhand der
Haltungen und Handlungen des Bundesrats und der Armeeftihrung und die WOZ flhrte
Gesprache mit den Gewerkschaftsleitenden Natascha Wey und Florian Keller sowie dem
Historiker Stefan Keller. Die Aargauer Zeitung sowie die Weltwoche verdffentlichten
bereits im Januar ein Portrat des damaligen Streikflhrers und Nationalrats Robert
Grimm. Wahrend in der Aargauer Zeitung Grimm vom Autor Pirmin Meier als einer der
«bedeutendsten und besonnensten Sozialdemokraten» umschrieben wurde, der einen
Platz in der «Geschichte der schweizerischen Freiheit» verdient habe, sah Christoph
Blocher, dessen Neujahrsrede in der Weltwoche abgedruckt worden war, Grimm als
«Burgerkrieger» und «Revoluzzer», welcher mit dem Landesstreik die bdlrgerliche
Schweiz auf ihre «schwerste Bewéhrungsprobe ihrer neueren Geschichte» gestellt
habe - allerdings dann in seinen 44 Jahren Nationalrat doch noch zur Vernunft
gekommen sei.

Gleich zu Jahresbeginn wurde damit eine Debatte darlber losgetreten, wie man den
Landesstreik deuten und seinen Protagonisten gedenken solle, denn sowohl linke als
auch rechte Parteien versuchten, das Jubildum zu ihren Gunsten zu nutzen. Der
Sonntagsblick meinte hierzu, die Linke suche nach Wegen, den Streik als «Grundstein
des modernen Sozialstaats zu mystifizieren» und nun wolle auch die Rechte dem Streik
«ihren Stempel aufdricken». Christoph Blocher, so der Sonntagsblick weiter, plane
zum Jubildum im Herbst einen «Grossanlass mit Soldaten in Weltkriegsuniformen», um
den Soldaten und dem «standhaften Bulrgertum» zu gedenken. Dadurch, so
Geschichtsprofessor Christian Koller im Sonntagsblick, beziehe die SVP eine klare
Gegenposition zur Linken. Doch auch die «linke Mythenbildung» sei kritisch zu
betrachten, erklarte Koller weiter, denn Forderungen wie das Frauenstimmrecht, die
AHV aber auch das Proporzwahlrecht oder die 48-Stunden-Woche - letztere zwei
wurden in den Folgejahren nach dem Streik vom Bundesrat umgesetzt - hatten bereits
vor dem Streik bestanden.

Im November 2018, 100 Jahre nach Beendigung des Streiks, griff schliesslich Christoph
Blocher in Uster (ZH) das Thema erneut auf, wenn auch weniger pompds als im Frihjahr
angeklindigt. Er store sich daran, gab der Tagesanzeiger die Rede Blochers wieder, dass
die heutigen Historiker «Geschichtsklitterung» betrieben, um mit einem «linken
Jubildumsjahr» den wahren Zweck des Landesstreiks zu verhullen, namlich die
Errichtung «einelr] Diktatur des Proletariats nach russischem Vorbild». Im
Tagesanzeiger kommentierte Ruedi Baumann, Blocher danke in seiner Rede denn auch
nicht den Arbeitenden, sondern den «Soldaten und repressiven Behoérden», welche
den Streik bekémpft hatten. Als Reaktion auf den angeklndigten Anlass in Uster habe im
Vorfeld ein anonymes Komitee Uber Facebook zu einer Demonstration mit dem Slogan
«Blocher hau ab» aufgerufen, wie der Tagesanzeiger weiter festhalt. Das Komitee wehre
sich gegen die «rechte Hetze» und wolle Blocher nicht einfach so die «Geschichte»
Uberlassen.

Ein regelrechter Schlagabtausch zum Landesstreik fand ferner im Marz 2018 in einer
Kommentarserie der Basler Zeitung statt. Helmut Hubacher, der mit Robert Grimm im
Nationalrat gesessen hatte, lobte hier das Frauenstimmrecht, die AHV und die 48-
Stunden-Woche sowie das Proporzwahlrecht als direkte oder indirekte
Errungenschaften des Streiks und der SP, da diese Forderungen im Streikkatalog
aufgefuhrt waren. Wenige Tage spater widerspach Chefredaktor Markus Somm
Hubachers Aussagen. Somm sah im Streik vielmehr die «grosste Niederlage und
grossten Irrtum» in der Geschichte der SP, da durch den Streik die Angst vor einem
bolschewistischen Umsturz geschurt worden sei und die Burgerlichen fortan Ideen der
SP «ddmonisieren und damit erledigen» haben kénnen. Wiederum eine Woche spéater
antwortete der Militérhistoriker Hans Rudolf Fuhrer auf Somm und Hubacher. Er hob
hervor, dass nachtraglich vieles oft vermeintlich einfacher zu beurteilen sei. So kénne
eben auch heute nicht abschliessend beurteilt werden, was der Streik bewirkt habe, wie
viel etwa die durch den Ersten Weltkrieg verursachte Armut und der danach folgende
Hunger zum Unmut beigetragen hatten und als wie entscheidend letztlich die
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bolschewistische Ideologie als Triebfeder des Streiks zu deuten sei. Richtig sei
sicherlich, dass bis heute «schweizerische Ereignisse» in einem internationalen
Kontext beurteilt werden mussten.

International wurde das Thema denn auch in der Museumslandschaft aufgegriffen:
Insgesamt nahmen Uber 30 Museen in der Schweiz, Frankreich und Deutschland an der
Ausstellungsreihe «Zeitenwende 1918/19» teil, welche auf diese Weise die turbulente
Zeit anhand verschiedener Aspekte thematisierten. Die Ausstellung Uber den
Landesstreik im Zeughaus Schaffhausen wurde von Bundesrat Schneider-Amman
eroffnet.’

Rechtsordnung
Offentliche Ordnung

Die grosste politische Demonstration fand auch dieses Jahr in der Bundesstadt statt:
gut 30'000 Personen demonstrierten gegen die von der PUK aufgedeckten Aktivitaten
der Bundesanwaltschaft. Rund 20'000 Beteiligte zéhlte eine von den Gewerkschaften
ebenfalls in Bern organisierte Demonstration von Gastarbeitern fir ein soziales Europa.
Die drittgrosste Kundgebung fand in Genf statt, wo etwa 10'000 Bauern aus der
Schweiz, Frankreich und Deutschland vor dem GATT-Gebaude gegen die Verhandlungen
im Rahmen der Uruguay-Runde protestierten; bereits eine Woche zuvor waren in Bern
7'000 Landwirte zum selben Thema auf die Strasse gegangen. Sehr aktiv waren
wiederum die Albaner aus dem jugoslawischen Kosovo: bei ihren gréssten
Demonstrationen vermochten sie in Genf, Bern und Zurich jeweils mehr als 8'000
Personen zu mobilisieren. Bei den insgesamt 26 von uns verzeichneten
Demonstrationen mit mehr als 1'000 Beteiligten (1989: 22) dominierten auch im
Berichtsjahr die Proteste gegen Zustéande im Ausland. Achtmal ging es um Kosovo,
einmal um die Turkei. Eher ungewodhnlich war, dass rund 6000 Katholiken in Chur auf
die Strasse gingen, um ihren Protest gegen Bischof Haas auszudrucken. In geografischer
Hinsicht konzentrierten sich die Grossdemonstrationen auf die Stddte Genf (8), Bern (6)
und Zurich (4).

In folgender Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1. Mai,
welche in den Grossstadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, und die
traditionellen Ostermérsche der Pazifisten im schweizerisch/deutschen Grenzgebiet
nicht erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden, unterteilt nach
Ort, Datum (Zeitung), Anzahl Teilnehmende und Thema:

Genf: 5.2. (1'600 / Kosovo), 5.3. (5'000 / Kosovo), 26.3. (1'000 / gegen Rassismus), 18.5.
(1'500 / gegen Antisemitismus), 21.5. (9'000 / Kosovo), 28.5. (2'000 / Kosovo), 11.10.
(5'000 / Staatsangestellte fur Teuerungsausgleich), 14.11. (10'000 / Bauern);

Bern: 2.4. (8'000 / Kosovo), 5.3. (30'000 / Fichen), 30.4. (3'000 / AKW), (3'000 /
Kosovo), 17.9. (20'000 / GBH, ausléndische Gewerkschafter), 10.11. (7000 /Bauern);
Zurich: 12.3. (2'000 / Kosovo), 31.7. (1'600 / Asylpolitik), 3.9. (8'000 / Kosovo), 10.12.
(1'000 / Wohnen);

Lausanne: 9.4.(2'000 / Wohnen), 10.9. (8'000 / Turkei);

Chur: 18.6. (6'000 / Bischof Haas);

Gossau/SG: 25.6. (3'000 / gegen Waffenplatz);

St. Gallen: 19.3. (1'500 / gegen Waffenplatz), 21.5. (1'000 / flr Waffenplatz);
Kreuzlingen/TG: 2.4. (1'5600 / Turken, fir Abschaffung der Visumspflicht);

Thierrens/VD: 12.3. (1'000 / gegen PTT-Antenne). 2

Gleich wie in Deutschland kam es auch in der Schweiz zu mehreren Anschlagen gegen
tirkische Lokale und Geschéfte; die Taterschaft wurde in kurdischen Kreisen
vermutet. Der Nationalrat lehnte eine Motion Moser (fp, AG) (Mo. 94.3397) fir ein
Verbot der militanten kurdischen Organisation PKK sowie der Tamil Tigers ab, welche
beide im Verdacht stehen, mit Gewaltandrohungen bei ihren Landsleuten Geld
einzutreiben. Auch der Protest gegen die Atomversuche Frankreichs im Pazifik
bediente sich nicht allein friedlicher Mittel: bei Bern kam es zu zwei Anschlagen gegen
franzésische TGV-Zugkompositionen. Landwirte flhrten aus Protest gegen die
sinkenden Schweinefleischpreise zusatzlich zu Demonstrationen auch direkte Aktionen
durch. An mehreren Orten blockierten sie mit Fahrzeugen die Auslieferung der
Metzgereien und Verteilerzentren von Migros und Coop. *
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Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden fiir einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zirich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhéltnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Auslander (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Tlrkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhéltnisse in
ihren Heimatlandern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die franzésischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Woinschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grossten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der franzésischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstadten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:

Genf:  2'000/Kurden,  4'000/Tamilen,  4'000/gegen  franz.  Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'600/im Vorfeld eines Militar-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlasslich Militar-Defilee;

Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;

Zurich: 2'000/Alewiten aus der Turkei, 1'5600/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. fir eine
offene Schweiz);

Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;

Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;

Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;

Basel: 1'000/Alewiten aus der Tlrkei;

Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. *

Innere Sicherheit

Ende April unterzeichnete Justizminister Koller gemeinsam mit seinen Amtskollegen aus
Deutschland, Osterreich und Liechtenstein bilaterale Abkommen lber die
grenziiberschreitende Polizeiarbeit. Damit wurde die bereits bisher praktizierte
Zusammenarbeit auf eine einwandfreie rechtliche Grundlage gestellt. Geregelt wird
dabei insbesondere die gegenseitige Hilfe bei Grossereignissen und Katastrophen, aber
auch die grenzuberschreitende Observierung, Verfolgung und Festnahme von
Tatverdachtigen sowie der Informationsaustausch. Das Parlament hiess Vertrage mit
Italien und Frankreich Uber die polizeiliche Zusammenarbeit gut. Diese sehen eine
ahnliche Kooperation wie mit den nérdlichen und 6stlichen Nachbarstaaten vor, das
Schwergewicht liegt aber auf der Zusammenarbeit bei der Bewaltigung des
Fltchtlingsproblems. °

Aussenpolitik

Zwischenstaatliche Beziehungen

Le ministre francais de la défense, Pierre Joxe, a rendu visite a son homologue
helvétique pour s'entretenir de la collaboration entre Etats en matiere de politique de
sécurité. Il a notamment été question du réle de la CSCE dans la prévention et le
réglement des conflits.
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Le Conseil fédéral a approuvé la conclusion d’un accord de sécurité entre la Suisse et la
France. Cet accord permet I'échange d’informations classées entre les deux pays. ’

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Frauen und Gleichstellungspolitik

Les Collectifs pour la greve féministe et des femmes du 14 juin 2019 ont appelé a une
marche nocturne contre les violences sexistes qui a eu lieu le 24 novembre 2018 en
Romandie. Il y avait a Lausanne environ 2000 personnes, 1000 a Geneve, 250 a
Neuchatel et 200 a Fribourg. Ces manifestations, qui ont eu lieu la veille de la journée
internationale contre la violence faite aux femmes, ont fait écho & d'autres marches
similaires, en France notamment. Du c6té de la Suisse allemande, plusieurs centaines
de personnes se sont réunies & Zurich pour lancer une campagne de 16 jours contres
les violences faites aux femmes. La campagne, lancée par des ONG, des foyers pour
femmes et des centres de conseil vise a interpeler les autorités face au manque de
mesures concretes pour la mise en application de la Convention d'Istanbul, qui a pour
but de lutter contre les violences sexistes. Durant deux semaines, plus de 50
événements auront lieu en Suisse alémanique. Les femmes socialistes du canton de
Saint-Gall ont pour leur part organisé une séance d'information sur les violences
domestiques, rappelant que le nombre de victimes pour 2017 s'éléve a 21 déceés (soit un
toutes les deux semaines et demie), 53 tentatives de meurtre et plus de 200 délits de
blessures corporelles et mise en danger d'autrui. ®
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